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Das Jahr 2017 neigt sich seinem Ende entgegen, bald wird es Weihnachten. Das Jahr 2018 steht bereits in den 
Startlöchern. Die lustigen Schneemänner der Drechslerei Volkmar Wagner aus dem Hainichener Ortsteil Riech-
berg läuten sinnbildlich den Jahreswechsel ein. Unsere Zeitung startet in ihren 12. Jahrgang und feiert im Januar 
mit der 125. Ausgabe ein kleines Jubiläum. Wir blicken in dieser Ausgabe auf die politischen Schwerpunkte 2018.
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Liebe Leserinnen und Leser,

schon wieder ist ein Jahr fast vollendet. Es hat 
uns im Ergebnis der Bundestagswahlen in eine 
politische Misere geführt, wie sie die Bundes-
republik in dieser Form noch nicht erlebt hat. 
Wir haben es für eine noch nicht vorhersehba-
re Zeitspanne mit einer geschäftsführenden 
Bundesregierung zu tun. Völlig unklar ist, wie es 
politisch weitergeht. Eins aber ist klar: DIE LIN-
KE ist und bleibt in der Opposition - gegen eine 
„Große Koalition“, gegen Jamaika, gegen eine 
Minderheitsregierung oder was auch immer. 
Wir müssen uns als LINKE im kommenden Jahr 
auf die aktuelle Situation einstellen.Dazu haben 
die beiden Parteivorsitzenden Katja Kipping und 
Bernd riexinger auf einer Pressekonferenz am 4. 
Dezember einen „linken Fahrplan 2018“ erläu-
tert. Katja Kipping hat sich in einem Gastbeitrag 
für das „neue deutschland“ am gleichen Tag 
zu den aktuellen Streitfragen in der LINKEN 
geäußert. Siehe dazu auch unser Titelthema -1-. 
Im Titelthema -3- widmen wir uns dem „linken 
Fahrplan 2018 für Mittelsachsen“. Dafür 
hat - wie bereits mehrfach in unserer Zeitung 
informiert - die Kreisvorsitzende MariKa tändler-
Walenta mit ihrem Diskussionspapier, einem 
Zukunftsplan des mittelsächsischen Kreisver-
bandes der LINKEN, eine wichtige Grundlage 
geschaffen, sowohl was die politischen Schwer-
punkte, als auch die strukturellen Probleme des 
Kreisverbandes betrifft.
Der mittelsächsische Kreistag biegt im kom-
menden Jahr  in die Zielgerade der gegenwär-
tigen Legislatur ein. Denn wahrscheinlich wird 
im Frühjahr 2019 ein neuer Kreistag gewählt. 
Durch den zeitigen Erscheinungstermin im De-
zember ist es uns leider nicht möglich, in dieser 
Ausgabe über die Sitzung des Kreistages vom 
13. Dezember zu berichten. Das werden wir 
im Januar natürlich ausführlich nachholen. Für 
diese Ausgabe informieren wir über Ergebnisse 
der Beratung des Ausschusses für Umwelt und 
Technik.
Mit dem heutigen Beitrag schließen wir unsere 
kleine Chronik-Serie über die Bildung des 
neuen  Regional- (später Kreis-) verbandes der 
LINKEN in Mittelsachsen vor zehn Jahren ab. 
Diesmal geht es um die Dezember-Ausgabe der 
Döbelner, Freiberger, Mittweidaer Ausgabe der 
LinksWorte mit ihrem Blick auf die Wahlen zum 
neuen Kreistag im Juni 2008. Im Mai werden 
wir unseren „Chronikfaden“ wieder aufnehmen 
und diesen bis zur Bildung der neuen Landkrei-
se am 1. August 2008 verfolgen.  
Unser heutiger Beitrag der Serie zur politi-
schen Bildung und Information beschäftigt 
sich mit der „Neuen Rechten“ mit deren Suche 
nach Querverbindungen in das konservative 
Spektrum und ihrem Bestreben, die völkische 
Ideologie in Deutschland zu reaktivieren.
Gerade im Weihnachtsmonat Dezember wün-
schen wir allen unseren Leserinnen und Lesern 
eine interessante und anregende Lektüre.   

  auf seite - drei -
  -  immer konsequent links  - 

unser monatlicher
aktueller meinungsbeitrag 

aus der redaktion

Die nächste Ausgabe der „Mittelsächsischen Links-
Worte“ erscheint am Mittwoch, dem 24. Januar 
2018. Redaktionsschluss ist am Mittwoch, dem  
17. Januar. Unsere Leser  bitten wir darum, für den 
Druck und die Auslieferung der „Mittelsächsischen 
LinksWorte“ an die Ortsverbände der LINKEN und die 
Bürgerbüros zu spenden.
Spendenempfehlung: 12,00 Euro als Jahres-
beitrag. 
Weitere Geldspenden sind unter Angabe des Ver-
wendungszwecks „Spende für LinksWorte“ unter 
folgender Bankverbindung möglich:
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Kritische und polemische Zuschriften sind von der 
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Das Volk hat gewählt. Am Heiligen Abend 
wird es drei Monate her sein. Aber au-
ßer der Tatsache, dass siebzig zusätzli-
che „Volksvertreter“ Steuergelder des 

Volkes empfangen, ist nichts passiert. Eine Regie-
rung, die das Migrationschaos, Fehlleistungen wie 
den Berliner Flughafen und die Energiewende – die 
Liste ließe sich verlängern – zu verantworten hat, 
führt die „Geschäfte“ vielleicht bis zur nächsten 
Wahl fort. Man wünscht sich, Deutschland könnte 
die Aufgabe an jemand Geeigneten delegieren, out-
sourcen wie man heute sagt.

Zugegeben – der Galgenhumor bleibt einem im 
Halse stecken, weil dieses unselige Treiben weiter 
geht. Wie soll die Arzthelferin, der Busfahrer oder 
der Handwerksmeister noch verstehen, dass Mig-
ranten, die, wie auch immer, nicht nach den Regeln 
ins Land gekommen sind, mit Geld des Volkes in 
beachtlicher Höhe dazu gebracht werden sollen, 
unser Land zu verlassen, was ihre verdammte 
Pflicht ist, wenn sie als Asylbewerber abgelehnt 
wurden. So denken und werten die Leute. Das ist 
die Realität. Und es ist nicht der Arzthelferin, dem 
Busfahrer und dem Handwerksmeister anzulasten, 
wenn sie für diese Vorgänge kein Verständnis auf-
bringen. Bei Führungslosigkeit zerfällt jede Gesell-
schaft.

Wir haben in diesem Land genug „Verantwortungs-
träger“. Doch man muss annehmen, einige sind 
geisteskrank. Denn wenn man ihnen das nicht un-
terstellte, wären sie kriminelle Menschenfeinde. Da 
ist der Herr Seehofer – eine Schande, dass er sich 
Christ nennen darf. Da fordert doch dieser Mann 
in der Weihnachtszeit, den Familiennachzug zu un-
terbinden. Ehefrauen haben keine Chance, ihren 
Mann an der Seite zu haben. Kinder werden von 
den Eltern getrennt. Man kann alles machen, um 
Probleme zu lösen – nur das nicht. „Die Würde des 
Menschen ist unantastbar“. Das gilt nun wirklich 
nicht nur für deutsche Staatsbürger.

Doch hinter alldem steckt etwas Anderes. Wir 
ahnen es doch alle, liebe Leserinnen und Leser. 
Unserem Volk wird die Zukunft genommen. Es 
wäre an der Zeit für Veränderungen zu sorgen. 
Mein Berufskollege Albert Einstein (Ein wenig 
Anmaßung darf sein.) formulierte es so: „Man 
kann Probleme nicht auf die gleiche Weise zu 
lösen versuchen, wie sie entstanden sind.“ Will 
sagen: Unser Land funktioniert nach einem 
Grundgesetz, dass zu Zeiten des Herrn Adenauer 
niedergeschrieben wurde und demzufolge den 
Geist dieser Ära widerspiegelt. Dieses wurde dem 
Osten übergestülpt, als er zu Boden ging. Aber 
auch damals hatte das demokratische Verständnis 
der Gewaltenteilung schon mehr als einhundert-
fünfzig Jahre auf dem Buckel. Es ist an der Zeit, eine 
neue Verfassung für unser Land und für Europa zu 
schreiben. Eine Verfassung des gesellschaftlichen 
Fortschritts. So schreibt es eben jenes Grundge-
setz der Adenauerzeit vor. (mm)
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heraus aus den „erzählungen 
vom machtkampf“ von kersTiN ufer

Bereits zum 14. Mal fand am 17. November 
der bundesweite Vorlesetag auch in Kinder-
einrichtungen Sachsens statt. Er gilt als das 
größte Vorlesefest unseres Landes und wird 
von DIE ZEIT sowie den Stiftungen Lesen und 

Deutsche Bahn initiiert. Aus terminlichen Gründen leider 

etwas verspätet, besuchte MdL Dr. Jana Pinka - auch traditi-
onell - die beiden 6. Klassen der Gottfried-Pabst-von-Ohain-
Oberschule im Freiberger Stadtteil Friedeburg. Und bereits 
seit mehreren Jahren begeisterten sich die Schülerinnen und 
Schüler für den von ihr mitgebrachen spannenden Lesestoff. 
Es handelt es sich um zwei Geschichten aus der Reihe 
„1000 Gefahren“ von Raymond Almiran Montgomery. 
Dabei können die Kinder an den entscheidenden Stel-

standpunkteditorial

len der Bücher selbst bestimmen, wie die Geschich-
te weitergehen soll, ohne zu wissen, ob diese Ent-
scheidung das vorzeitige Ende des Abenteuers oder 
dessen Fortgang mit oder ohne Happyend bewirkt. 
Jana Pinka: „Eines meiner Ziele ist es dabei, die Kinder an 
demokratische Mehrheitsentscheidungen heranzuführen. 
Zum anderen freue ich mich immer wieder, wie sie sich in 
die Geschichten hineinversetzen, wie sie mit den Helden 

mitfiebern und sich begeistern können – auch wenn die 
meisten von ihnen bereits 12 Jahre alt sind. Gerade im 
Zeitalter des Internets ist es wichtig, die Heranwachsenden 
frühzeitig mit der Literatur zwischen zwei Buchdeckeln in 
Kontakt kommen zu lassen. Vorlesen ist dabei eine beson-
ders geeignete Methode, zumal man dann noch mit ihnen 
über das gemeinsam Gelesene sprechen und diskutieren  
kann.“                                                      Fotos: iNes DöriNg

von haNs weiske

Seit den Bundestagswahlen befindet sich 
unser Land in einer Art Schockstarre. 
michael maTThes hat die gegenwärtige 
Situation in seiner nebenstehenden 

Kolumne trefflich charakterisiert. Nach Lage der 
Dinge (ich schreibe diesen „Standpunkt“ am 5. 
Dezember) könnte am Ende eines qualvoll langen 
Interregnums eine neue Regierung von CDU/
CSU und SPD stehen, welche die Bezeichnung 
„Große Koalition zweier Volksparteien“ eigentlich 
nicht verdient.
Und DIE LINKE? Gestern wurde ein Gastbeitrag 
von kaTJa kippiNg für das „neue deutschland“ 
publik, (von uns auf Seite -4- im Wortlaut 
veröffentlicht),  den ich als einen Aufruf 
an DIE LINKE verstehe. Als einen Aufruf, 
die andauernden unsäglichen öffentlichen 
Auseinandersetzungen im Führungszirkel 
unserer Partei endlich zu beenden, die mit 
der Demission des Bundesgeschäftsführers 
und Bundeswahlleiters maTThias höhN einen 
neuen traurigen Höhepunkt fanden. Einem 
redaktionellen Artikel im gestrigen „neuen 
deutschland“ ist zu entnehmen, dass kaTJa 
kippiNg, berND riexiNger, sarah wageNkNechT 
und DieTmar barTsch am vergangenen 
Wochenende durch den neuen kommissarischen 
Bundesgeschäftsführer haralD wolf zum 
„Versöhnungsgespräch“ geladen waren.
kaTJa kippiNg schreibt in ihrem Beitrag, dass es 
gerade jetzt an der Zeit sei, das Hickhack in 
der fast schon verzweifelten Suche nach einer 
neuen Bundesregierung für eine politische 
Offensive der LINKEN auszunutzen.  Hierfür soll 
nach ihrer Ansicht der Streit in der Partei endlich 
hinter sich gelassen werden. Es gelte, künftig 
sachlich zu debattieren, statt die „Erzählungen 
vom Machtkampf in der LINKEN“ zu bedienen. 
Die Partei müsse ihre „Konflikte bearbeiten“ 
und das „Verbindende mehr in den Mittelpunkt 
stellen als das Trennende“. Es ist zu hoffen, dass 
kaTJa kippiNg die in ihren Beitrag vertretenen 
Positionen vor allem zur Flüchtlingsfrage genau 
im Sinne der „Konfliktbearbeitung“ formuliert 
hat. Denn der Streit um die Haltung der LINKEN 
zu Migration und Flüchtlingen sitzt tief. So sollen 
auf der jüngsten Sitzung des Parteivorstandes 
im Zusammenhang mit der Debatte über den 
Entwurf eines Einwanderungsgesetzes alte 
Unvereinbarkeiten wieder aufgebrochen sein. 
Auch die mediale Auseinandersetzung um die 
Haltung gegenüber der Preisverleihung an einen 
Prominenten der „Querfront“-Szene bietet Futter 
für neue „Erzählungen vom Machtkampf bei der 
LINKEN“?
Ich hoffe, nicht. Es gibt so viele andere 
Politikfelder, welche DIE LINKE besetzen und 
wo die von kaTJa kippiNg geforderte „Offensive“ 
ansetzen muss. Ich denke dabei  vor allem an 
Frieden, gute Arbeit für alle, Umverteilen von 
oben nach unten, Gesundheit, Armut bekämpfen 
und eine Rente zum Leben für alle.   
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Bereits zum 8. Mal beteiligte sich JaNa piNka am bundesweiten Vorlesetag. Und es macht immer wieder sichtlich Spaß. 
Den Fortgang und Ausgang der spannenden Abenteuer konnten die Zuhörerinnen und Zuhörer selbst bestimmen. Dafür 
war Konzentration und Phantasie gefragt. Zunächst wurde eine demokratische Mehrheitsentscheidung über die Aus-

wahl der Vorleselektüre herbeigeführt und dann über den weiteren Verlauf der Geschichte abgestimmt.
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Gastbeitrag von kaTJa kippiNg  
für das „neue deutschland“

Mit dem Scheitern der 
Schwarzen Ampel 
ist offensichtlich 
geworden, dass 
keine der zwei al-

ten Volksparteien ohne die andere 
eine Mehrheitskoalition bilden kann. 
Wir erleben also eine offene Situati-
on, der wir uns voll Zuversicht stel-
len können. Voll Zuversicht auch 
deshalb, weil unsere Partei das Po-
tential hat, viel größer zu werden 
und über sich hinauszuwachsen – zu 
einer linken Friedens- und Gerech-
tigkeitspartei für alle. Zur ersten Ad-
resse für Abgehängte, Beschäftigte, 
Kapitalismuskritiker*innen, Weltof-
fene, linke Sozialdemokrat*innen 
wie linke Grüne. Dazu müssen 
wir jedoch unsere Art, Konflik-
te zu bearbeiten, verändern. 
  In Zeiten von 
marktförmig verschlankten Redak-
tionen verkauft sich jeder Konflikt 
leichter als Machtkampf denn als 
inhaltliche Kontroverse. Insofern 
halten Medien nach solchen Erzäh-
lungen Ausschau. Wir aber sollten 
diesen medialen Theaterdonner nicht 
bedienen. Ich plädiere vielmehr da-
für, dass wir die Kontroversen in der 
Sache aufmachen, anstatt die Erzäh-
lung vom Machtkampf zu bedienen. 
Die aktuellen Kontroversen unter uns 
sind schließlich auch Ausdruck eines 
Ringens. Wir zerren aneinander, weil 
wir uns gegenseitig von der richtigen 
Richtung überzeugen wollen. Ich mei-
ne, dass wir es nur zusammen kön-
nen. Im Wesentlichen geht es um 
folgenden vier Fragen in der Sache:

 ■ Wie umgehen mit den Rechten? 
 ■ die Flüchtlingsfrage, 
 ■ die Frage nach dem Charakter 

der Partei, 
 ■ die Milieufrage.

Zum Wahltaktischen: Sobald als 
zentrale Konfliktdimension »Deut-
sche versus Nicht-Deutsche« auf-
gerufen ist, verlieren wir bei den 
Unentschiedenen. Fürs Gewinnen 
der Unentschiedenen gilt es viel-
mehr die sozialen Konfliktdimensi-
onen zu stärken: Als Mieter gegen 
Miet-Haie, als Beschäftigte gegen 
Befristungen oder als Erwerbs-
lose gemeinsam gegen Hartz-IV-
Sanktionen. Eine Korrektur unse-
rer Flüchtlingspolitik würde nur 
weiter die Konfliktlinie »Deutsche 
versus Nicht-Deutsche« stärken 
und uns wahltaktisch nicht helfen. 
Sicherlich, im Einzelnen, zum 
Beispiel bei der Frage, wie wir 
die Vision Bewegungsfreiheit für 
alle angesichts des globalen ka-
pitalistischen Ausbeutungsge-
fälle umsetzen können, können 
wir in demokratischen Prozes-
sen Positionen konkretisieren. 
 
Wir müssen uns auch deshalb nicht 
korrigieren, weil wir als einzige von 
Anfang an die Flüchtlingssolidarität 
eng verbunden haben mit dem Be-
kämpfen von Fluchtursachen und 
dem Einsatz für eine soziale Offen-
sive für alle. Wir haben als einzige 
von Anfang an deutlich gemacht, 
dass die Herausforderungen der 
Flüchtlingssolidarität von den Su-
perreichen zu finanzieren und nicht 
von den Armen wegzutragen sind. 
 
Ja, in der Flüchtlingsfrage gilt es, 
sich dem aktuellen, rechten Zeit-
geist entgegenzustemmen. Zu 
Hochzeiten des Neoliberalismus 
taten wir das auch. Das war nicht 
immer einfach. Letztlich hat unsere 
Standhaftigkeit dazu beigetragen, 
dass der Neoliberalismus in die 
Krise kam. Damals waren fast alle 
für Privatisierungen, heute hat es 
diese Position deutlich schwerer. 
Also lassen wir uns vom heutigen 
Zeitgeist nicht einschüchtern.

Zum Charakter der Partei: Für 
eine demokratische LINKE

Oskar Lafontaine hat nun die Idee 
einer neuen »Sammlungsbewe-
gung« nach dem französischen 
Vorbild von Jean-Luc Mélenchon 
in die Debatte gebracht. Ich mei-
ne, dass eine linke Sammlungs-
bewegung in Deutschland be-
reits besteht: die LINKE. Nicht 
zuletzt bei der Zukunftswoche 
ging es vor zwei Jahren und wird 
es im September 2018 auch da-
rum gehen, was wir von Pode-
mos und der Momentums-Bewe-

Liebe Genossinnen und Genossen, 

die Sondierungsgespräche zwischen 
Union, FDP und Grüne sind mit dem 
Ausstieg der FDP am gestrigen Abend 
gescheitert. Seitdem ist viel von Neu-
wahlen die Rede. Deshalb wollen wir 
uns mit diesem Schreiben an euch 
wenden, die mit ihrem ehrenamtli-
chen Engagement es erst vor wenigen 
Wochen ermöglicht haben, dass DIE 
LINKE in Sachsen flächendeckend Prä-
senz zur Bundestagswahl gezeigt hat.  
  Die Ära Merkel 
scheint sich dem Ende entgegen zu 
neigen. Die FDP ist gestern in die 
Sondierung gegangen mit dem klaren 
Ziel, auszusteigen. Das Statement 
dazu lag fertig in der Tasche. Jenseits 
davon, wäre jeder Kompromiss dieser 
drei Parteien einzig und allein dafür 
geeignet gewesen, soziale Spaltung 
weiter zu verschärfen, die Entdemo-
kratisierung weiter voranzutreiben und 
letztlich damit weiter an Frustration 
und Entsolidarsierung zu ‚arbeiten‘.  
  Es ist aus unserer 
Sicht zu früh, zu schauen, ob Schal und 
Handschuh noch intakt sind, um sich 
auf den Winterwahlkampf einzustellen. 
Niemand kann aktuell mit Sicherheit 

sagen, ob und wann es zu Neuwahlen 
kommen wird. Fakt ist: Der Bundestag 
ist nicht einfach aufzulösen. Das Wahl-
verfahren ist nach Artikel 63 GG klar ge-
regelt und der Bundespräsident hat in 
seinem Statement vor der Hauptstadt-
presse klar gemacht, dass sein Ziel da-
rin besteht, Neuwahlen zu verhindern. 
Schon deshalb wird er dem Bundestag 
nicht kurzfristig eine/einen KandidatIn 
zur Wahl vorschlagen. Allen Forde-
rungen nach Neuwahlen zum Trotz.  
  Wir sind als Par-
tei nicht Herrin des Verfahrens. Wir 
müssen uns aber auf alles einstellen 
und wir sind als Partei auch auf Neu-
wahlen vorbereitet. Wir sind die ein-
zige Partei, die ihre Wahlkämpfe flä-
chendeckend ehrenamtlich bestreitet 
und auf die Kraft ihrer Mitglieder und 
SympathisantInnen setzen kann. Egal, 
was passiert: Zeigen wir jetzt Stärke 
und Geschlossenheit und gehen die 
kommenden Herausforderungen ge-
meinsam an. 

aNTJe feiks 
Landesvorsitzende 

Thomas DuDzak 
Landesgeschäftsführer

 ■
 ■
 ■

Wenn wir das Verbindende mehr 
in den Mittelpunkt stellen als das 
Trennende, dann kann uns die Be-
arbeitung dieser Fragen in der Sa-
che voran bringen. In diesem Sinne 
stelle ich im Folgenden meine Po-
sition zu diesen Fragen dar.

 Zur AFD-Frage: Klare Kante ge-
gen rechts, ohne dem liberalen  

Fahnenappell zu folgen

Unter keinen Umständen dürfen 
wir die Gefährlichkeit der rechten 
Hetzer bagatellisieren. Hier gilt 
es klare Kante zu zeigen. Zugleich 
sollten wir jedem wohlfeilen Appell 
widerstehen, wonach wir alle uns 
im Namen des Liberalismus ge-
gen die Rechte zu vereinen haben. 
Nein, so einfach darf sich die LIN-
KE nicht in die liberale Konsensde-
mokratie eingliedern lassen. Viel-
mehr sollten wir jene stellen, die 
die grenzenlose Freiheit der Aus-
beutung und ungezügelten Reich-
tumsvermehrung befördern.

Zur Flüchtlingsfrage: Konkreti-
sieren ja, Korrigieren nein

Diese Frage möchte ich sowohl 
normativ als auch wahltaktisch be-
arbeiten. Normativ gilt: Alle Men-
schen haben Rechte, unabhängig 
von ihrer Herkunft. Schon deshalb 
sollte eine LINKE immer deut-
lich machen, die Grenze verläuft 
nicht zwischen Nationen sondern 
zwischen Klassen – beziehungs-
weise zwischen oben und unten. 
Zum gesellschaftlichen Kräfte-
verhältnis: Die LINKE ist im Partei-
enspektrum die letzte verbliebene 
Bastion der Flüchtlingssolidarität. 
Wenn wir hier unsere Position kor-
rigieren, wird dies nachhaltig die 
gesellschaftlichen Kräfteverhält-
nisse zu Ungunsten der Flücht-
lingssolidarität verschieben. 

gung um Corbyn lernen können. 
Doch sprechen wir da-
rüber, was das Modell  
Mélenchon bedeutet. Es ist eine auf 
eine Person zugeschnittene Wahl-
formation. Solche Formationen ha-
ben gerade Konjunktur: Denken wir 
nur an Macron in Frankreich oder 
an die LISTE Kurz in Österreich. 
Die Kehrseite von Mélenchons 
Erfolg ist, dass diese Bewegung 
von seiner Positionsfindung ab-
hängig ist. Wer eine andere Mei-
nung hat, für den gibt es kaum 
Möglichkeiten für Widerspruch 
oder dafür, eine andere Meinung 
mehrheitsfähig zu machen. Zu-
dem droht der politische Ansatz 
von Mélenchon die Menschen 
nicht zu ermächtigen, sondern er 
spricht lediglich in ihrem Namen. 
 
Gerade linke, emanzipatorische 
Parteien sollten als aktive Mitglie-
derparteien organisiert sein, in de-
nen in demokratischen Verfahren 
um gemeinsame Positionen gerun-
gen wird.

Zur Milieufrage: Gemeinsame 
Interessen betonen

Die Politik der Herrschenden ba-
siert darauf, verschiedene Grup-
pen gegeneinander auszuspielen: 
Prekäre gegen Kernbelegschaft, 
Erwerbslose gegen illegalisierte 
Migrant*innen usw. Aufgabe einer 
linken Kraft ist es, diesem Mecha-
nismus entgegen zu wirken und 
vielmehr die gemeinsamen öko-
nomischen Interessen zu betonen. 
 
Unsere Wahlstrategie sah vor, 
dass wir die verschiedenen Milieus 
ansprechen. Dementsprechend 
war auch unsere Praxis im Wahl-
kampf. Für mich hieß das z.B. früh 
vors JobCenter, abends vors Kino 
und tagsüber zu Gewerkschaftsak-
tionen oder in die Wohnviertel, wo 
ich bei Haustürbesuchen auch in 
Hausflure kam, in denen einen die 
Perspektivlosigkeit anspringt. Nun 
wird der Partei vorgeworfen, sie 
habe allein die Hipster angespro-
chen. Unsere Strategie wie Praxis 
widerlegen dies.

Am 4. Dezember haben die beiden Parteivorsitzenden Katja Kipping 
und Bernd riexinger auf der wöchentlichen Pressekonferenz im Karl-
Liebknecht-Haus die Schwerpunkte eines Aktionsplanes „Partei in 
Bewegung - Linker Fahrplan 2018“ vorgestellt. Am gleichen Tag warb 
Katja Kipping in einem Gastbeitrag für das „neue deutschland“ dafür, 
endlich in den Kernthemen zu einer sachlichen Debatte innerhalb der 
LINKEN zurückzufinden. Der Grundtenor: DIE LINKE muss den gegen-
wärtigen Stillstand in einer absehbaren Regierungsbildung von CDU/
CSU und SPD für eine politische Offensive nutzen. 
Wir dokumentieren im folgenden den Beitrag von Katja Kipping, einen 
Beitrag von antje FeiKs und thoMas dudzaK zur Neuwahldebatte und ak-
tuelle Informationen zur Auseinandersetzung mit der AfD.

DIE LINKE muss kontroversen in der sache bearbeiten
plädoyer für eine politische auseinandersetzung in den streitfragen

erstes europäisches forum der progressiven kräfte in marseille

bericht

von marika TäNDler-waleNTa

Am 10. und 11. November 
2017 nahm die Europäische 
Linke am ersten alternati-
ven europäischen Forum 
in Marseille teil, einem 

Forum der progressiven Kräfte in Europa, 
um einen neuen Raum für die langfristige 
politische Zusammenarbeit, um ein breites 
Bündnis an linken, grünen und progressi-
ven Parteien, Plattformen und politischen 
Bewegungen, Gewerkschaften und soziale 
Organisationen, NGOs, Intellektuellen und 
Bewegungen aus ganz Europa zu schaffen. 
In Marseille  haben sich ganz verschiedene 
Menschen aus den unterschiedlichsten Or-
ganisationen getroffen und diskutiert, wie 
wir Europa verändern, reformieren, aber 
auch retten können. Die Abschlusserklä-
rung weist uns den Weg zu einem zweiten 
Forum, denn wir haben die Chance, Eu-
ropa sozial und solidarisch zu gestalten.  

  Ich konnte neben 
gregor gysi, JuDiTh beNDa, heiNz bierbaum, 
clauDia hayDT, marTiN schirDewaN, JaNis wal-
Ter uND gabi zimmer neben verschiedenen 
Vertretern der Partei DIE LINKE und der Ju-
gendorganisationen am Forum teilnehmen. 
  Es waren nicht weni-
ger als dreißig Länder durch verschiedenste 
Parteien, Gewerkschaften, Verbände oder 
Bewegungen vertreten, die sich mit der Fra-
ge der Zusammenführung linken Kräfte in 
Europa befassten. Aus Deutschland nahmen 
u.a.Vertreter*innen von verdi, Bockupy und 
Roter Baum teil. Ein erster Schritt bestand 
in der Eröffnung einer breiten Debatte über 
spezifische Themen wie Friedensfragen, 
Arbeitsrechte und nachhaltige Entwicklung 
in Europa, die möglichst in ersten progressi-
ven Lösungsansätze münden. Neben einem 
großen Plenarsaal gab es auch Workshops 
zum Thema Brexit, Allgemeingüter und 
Freihandelsabkommen. Am ersten Abend 
kam es zudem zu einer Aktion am Hafen 
von Marseille mit dem Ziel Solidarität mit 
Migrant*innen zu zeigen, als auch der Sams-
tag Abend wurde unter dem Motto ‚Die Welt 

gehört uns‘ mit einem Konzert von Mélissa 
Laveaux und Le peuble d‘ herbe beendet. 
  In der Diversität der 
progressiven Kräfte in Europa liegt gleich-
zeitig die Stärke des Marseille-Forums, um 
auch weiterhin Aktionslinien zu ermöglichen, 
mit denen wir auf anstehenden Heraus-
forderungen in Europa reagieren können. 
Einigkeit herrschte vor allem darüber, dass 
wir gemeinsam der Herausforderung stellen 
wollen, einen strategischen Vorschlag zu 
entwerfen, um ein alternatives Modell der 
europäischen Integration zu entwickeln: ein 
horizontales, egalitäres, sozial fortschritt-
liches Modell, das solidarisch mit den Völ-
kern aus anderen Teilen der Welt ist; eines 
das eine neue und gerechtere internationale 
Ordnung fördert und dem es gelingt, die ge-
genwärtigen Versuche der Schaffung eines 
ultra-liberalen, autoritären Europas, das jeg-
licher Solidarität entbehrt und stattdessen 
Züge von Fremdenfeindlichkeit aufweist, zu 
stoppen. Es wurde sich auch darüber ver-

ständigt einen ständigen Raum der Zusam-
menkunft auf europäischer Ebene zu schaf-
fen, weil Alternativen zu den neoliberalen 
und konservativen Regierungen notwendig 
sind, um den Weg zu größeren progressiven 
Mehrheiten zu öffnen. In einer gemeinsa-
men Abschlusserklärung wurde sich dem-
entsprechend dafür ausgesprochen, 2018 
ein zweites europäisches Forum der linken, 
grünen und progressiven Kräfte in Europa zu 
organisieren. Das Ziel des nächsten Forums 
ist dabei, die Arbeit weiterzuführen, die wir 
dieses Jahr angestoßen haben, diese zu ver-
tiefen und die Beteiligung auszuweiten.

„Wenn wir die Differenzen, die uns tren-
nen, nicht überwinden können, wird 
das  unsoziale und der Rechtsextre-
mismus wieder gedeihen. Wir haben 
nicht nur Rechte, sondern auch Pflich-
ten und eine Verantwortung, der wir 
gerecht werden müssen.“ (gregor gysi, 
Präsident der Europäischen Linken) 
 
Weitere Informationen: www.marseilles-
europeanforum.com

Teilnehmer der Linken am Marseiller Forum der progressiven Kräfte. Unter 
ihnen neben gregor gysi, Präsident der Europäischen Linken (Bildmitte) 

auch unsere Autorin marika TäNDler-waleNTa (zweite von links)  

  zur neuwahldebatte

Unser Programm für 
Mittelsachsen 

  KREISVERBAND MITTELSACHSEN

„Unser Programm für Mittelsach-
sen“ - es wurde im Vorfeld der Kreis-
tagswahlen am 25. Mai 2014 von 
einer Arbeitsgruppe erarbeitet und 
lag allen Exemplaren der Februar-
Ausgabe 2014 der „LinksWorte“ bei. 
Aktualisiert kann es zusammen mit 
dem Diskussionspapier von marika 
TäNDler-waleNTa (siehe dazu auch 
auf Seite -8-) zum Aktionsplan des 
Kreisverbandes in Vorbereitung auf 
die Kommunalwahlen im Frühjahr 

2019 werden. 

Gerade aus Sicht des jüngsten 
Parteitages der AfD, auf welchem 
die Partei weiter nach rechts ge-
rückt ist und sich weiter redikal-
siert hat, ist die Neuauflage der 
Broschüre „Stoppt die AfD“ von 
großer Bedeutung.  Diese im Mai 
erstmals erschienene Broschü-
re wurde jetzt neu aufgelegt. Die 
Broschüre zeigt, woher die AfD 
kommt und wer sie heute ist. Sie 
liefert Zahlen, Daten und Fakten, 
die die rassistische Hetze gegen 
Geflüchtete, Muslime und ande-
re entlarven. Die Broschüre kann 
direkt über die Startseite des In-
ternet-Auftritt der LINKEN als PDF 

heruntergeladen werden.



anpassung des Fuhrparkes des rettungsdienstes  
mit der notfallrettung

Der Ausschuss für Umwelt und Technik ist unter anderem für die Vergaben im Ret-
tungsdienstbereich zuständig. Der Rettungsdienst mit der Notfallrettung gehört zu 
den Pflichtaufgaben des Landkreises. Um den Fuhrpark der Notfallrettung sowie 
des Krankentransports zeitgemäß zu halten und auch allen anderen Anforderun-
gen zu entsprechen, müssen Fahrzeuge ausgetauscht werden. Für das Jahr 2018 
werden sechs Krankentransportwagen sowie sieben Rettungstransportwagen be-
nötigt. Außer ein zusätzliches Fahrzeug für die Rettungswache Penig handelt es sich 

bei allen anderen um Ersatzbeschaffungen. Der gesamte Auftragsumfang beläuft 
sich auf 2,2 Mio. EUR. Er wurde auf sechs Lose aufgeteilt. Durch den unterschiedli-
chen Umfang und damit die Höhe der kalkulierten Kosten mussten zwei Lose euro-
paweit ausgeschrieben werden.
(siehe dazu die nachfolgende Tabelle).

Die Kosten der Notfallrettung sowie des Krankentransports werden größtenteils 
von den Krankenkassen getragen. Der Landkreis erstellt hierfür eine Kalkulati-
on. Die derzeit gültige Satzung wurde im Oktober 2015 beschlossen und ist seit 
01.01.2016 gültig.

Pro Einsatz sind folgende Beträge festgesetzt: 

 ■ Krankentransportwagen (KTW):     92,50 Euro
 ■ Rettungstransportwagen (RTW):   391,00 Euro
 ■ Notarzteinsatzfahrzeug (NEF):   189,40 Euro

Ein weiterer Tagungsordnungspunkt zum Thema Rettungsdienst beschäftigte sich 
mit der Rettungswache in Roßwein. Die Region Döbeln, zu welcher auch Roßwein ge-
hört wurde bisher durch den Rettungsdienstbereich Leipzig betreut. Ab Januar 2018 
geht dieser Bereich in den Rettungsdienstbereich Chemnitz über. Somit gehört dann 
Mittelsachsen nur noch einem Rettungsdienstbereich an. Die bisherige Rettungswa-

che im Roßweiner Ortsteil Naußlitz entspricht nicht mehr den zeitgemäßen Anfor-
derungen an eine Rettungswache. Deshalb wurde sich um eine Alternative bemüht.

 

Los-Nr. Inhalt Gesamt- 
kosten

Kosten für 
ein Fahrzeug

1 1 Rettungstransportwagen 163.464 Euro 163.464 Euro

2 7 Rettungstransportwagen 
    Kasten 966.052 Euro 138.007 Euro

3 1 Rettungstransportwagen 
   Kasten Allrad 155.974 Euro 155.974 Euro

4 6 Krankentransportwagen 651.000 Euro 108.500 Euro

5 1 Krankentransportwagen 
   Allrad 113.298 Euro 113.298 Euro

6 2 Notarztfahrzeuge 177.150 Euro 88.575 Euro

Summe 2.226.940 Euro

Tabelle 1: Neubeschaffungen von Kranken- und Rettungstransportwagen im  
                    Jahr 2018

Durch die Grundbesitz Döbeln GmbH wird in Roßwein am Standort Poststraße 2 
ein bestehendes Objekt zu einen Ärztehaus um- und ausgebaut. Die Integration der 
Rettungswache in diesem Objekt bringt einige Vorteile. Der Neubau einer Fahrzeug-
halle ist vorgesehen. Das bisherige wie auch das neue Objekt wurde/wird durch 
den Landkreis angemietet. Da die entsprechenden Umbaumaßnahmen erst noch 
erfolgen müssen, ist ein Umzug erst für April 2019 realistisch. Bis dahin muss es im 
bisherigen Objekt noch gehen.

vergabe von reinigungsdienstleistungen  
für den landkreis mittelsachsen

Der Landkreis verfügt über eine Vielzahl von Immobilien, für die Reinigungsdienst-
leistungen von externen Dienstleistern erbracht werden. Dazu zählen unter ande-
rem alle Verwaltungsstandorte sowie auch alle Förderschulen, Berufsschulen und 
Gymnasien. Die meisten Verträge wurden in den 90er Jahren abgeschlossen. Der 

Landkreis ist wie jede andere Kommune auch verpflichtet, Leistungen im Wettbe-
werb zu vergeben. Nach und nach werden nun die Objekte neu ausgeschrieben. In 
dieser Ausschreibung geht es um die Objekte Verwaltungsstandort Mittweida (Los 
1), das Berufsschulzentrum in Burgstädt (Los 2), das Fachschulzentrum Zug und die 
Förderschule „Clemens Winkler“ in Brand-Erbisdorf (Los 3) sowie die Fensterreini-
gung der genannten Objekte (Los 4). Die Lose 3 und 4 liegen unter der Wertgrenze 
der Vergabe durch den Ausschuss für Umwelt und Technik. Insgesamt haben sich 
16 Bieter an der Ausschreibung beteiligt. Das ist eine relativ hohe Zahl.
Prinzipiell muss gesagt werden, dass die Bezahlung im Reinigungsbereich eher mä-
ßig ist. Mindestlohn ist 9,55 Euro je Stunde ab Januar 2018. In dieser Lohngruppe 

befinden sich 90% der Beschäftigten. Zuschläge für Nachtarbeit bzw. Wochenend-
arbeit werden die Ausnahme sein. Es gibt Dienstleister, die ihre Mitarbeiter nach 
„Objekt“ bezahlen, egal ob die Leistung in der vereinbarten Zeit realistisch ist. Das 
ist nur ein Weg um einen Tariflohn zu unterlaufen. 
Als Nachteil der öffentlichen Ausschreibung ist zu sehen, dass immer der „Billig-
ste“ die Ausschreibung gewinnt, aber billig sagt nichts über die Qualität aus. Jeder 
Bürger der durch Mitarbeit in Gremien mit dieser Thematik schon einmal invol-
viert war, wird mir da Recht geben. Auf der einen Seite sind wir verpflichtet zur 
Ausschreibung, müssen das wirtschaftlichste Angebot nehmen und haben danach 
keinerlei Einfluss mehr auf die Umsetzung. Das ist jetzt ein grundsätzlicher Kritik-

punkt und ha nichts mit den Firmen zu tun, welche die Ausschreibung gewonnen 
haben.
Beim Los 1 lag die Wertungssumme zwischen 85.206 EUR bis 131.044 EUR. Preis-
wertester Anbieter war die Allgemeine Gebäudereinigung GmbH & Co KG Dresden.
Beim Los 2 lag die Wertungssumme zwischen 83.720 EUR und 128.541 EUR. 
Preiswertester Anbieter war die Firma Fritz Lahn Gebäudeservice Halle/Saale.

überplanmäßige ausgaben für den öffentlichen personennah
verkehr (öpnv) – ausgleichszahlungen 2017

Auf der Grundlage der von REGIOBUS Mittelsachsen GmbH zum Öffentlichen 
Dienstleistungsauftrag eingereichten Prognoseberechnung wurde die Ausgleichs-
zahlung für das Jahr 2017 auf der Basis des Wirtschaftsplanes auf 8.783 TEUR 
festgesetzt. Unterjährig hat sich ein Zuschussbedarf entgegen er Prognose entwik-
kelt. Der Mehrbedarf in Höhe von 247 TEUR begründet sich mit Mehraufwand für 
Material, Subunternehmerleistungen sowie Personal. Gleichzeitig erhielt REGIO-
BUS vom ZVMS einen Bescheid über den Ausgleich von gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen im Ausbildungsverkehr mit einer Rückzahlungsforderung in Höhe 
von 225 TEUR für das Jahr 2016. Somit hat sich der Landkreisanteil für den Öffent-
lichen Personennahverkehr für das Jahr 2017 auf 9.255 TEUR erhöht.
                 (alle Bilder: Google-Bildarchiv)
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die freiberger cdu stramm auf rechtsaußen

  kurz berichtet

verantwortungsvoll und 
nicht verklärend

 marika TäNDler-waleNTa erklärt:

Die gesellschaftlichen Verhältnisse wer-
den sich nicht dadurch ändern, dass 
die hiesige CDU nun versucht, die AfD 
nachzuahmen. Kann das der richtige 
Weg sein? Wenn die Kreis-CDU von 
stabilisierenden Verhältnissen in Syrien 
spricht, frage ich mich ernsthaft, auf 
welcher Welt sie ei-
gentlich leben. Die-
ser humanistische 
Of fenbarungseid 
ist kein sinnvoller 
Vorschlag, sondern 
nur eine Verschie-
bung der Probleme. 
Solange es keine 
Idee zum Abbau 
von Fluchtursachen 
gibt, sind solche 
Äußerungen unred-
lich. Ein Beispiel ist 
das sogenannte Wirtschaftsabkommen 
zwischen Afrika und der EU, wobei ge-
gen zollfreien Marktzugang in Europa 
im Gegenzug 80 Prozent aller EU-Waren 
zollfrei in Afrika aufgenommen werden 
müssen. So bekämpft man doch keine 
Fluchtursachen, sondern schafft sie. Es 
bedarf einer verantwortungsvollen und 
nachhaltigen Politik auf allen Ebenen, 
auch bei der CDU in Mittelsachsen.

herr woidniok, ich hätte ein 
paar fragen

Dr. JaNa piNka schreibt:

Beim Lesen der Äußerungen von Herrn  
Woidniok stockte mir der Atem. Er ist Mit-
glied einer Christlich-Demokratischen Partei 
und denkt gerade in der Vorweihnachtszeit 
laut darüber nach, syrische Geflüchtete – da-
bei redet er nicht von straffällig Gewordenen 
oder sogenannten Gefährdern – wieder dort-
hin abzuschieben, wo noch immer der zwar 
geschwächte IS, aber jetzt vor allem das 
Assad-Regime mit brutalster militärischer Ge-
walt wüten, wo Städte und Dörfer zerbombt, 

wo Menschen gefoltert und verschleppt 
werden, wo Hunger und Not herrschen und 
medizinische sowie humanitäre Hilfe nicht 
ansatzweise ankommen. Er glaubt auch nicht 
an das Gelingen vernünftiger Integration in 
der ja so „hoch belasteten“ Stadt Freiberg. 
Damit tritt er die Menschen mit Füßen, denen 
genau diese Integration tagtäglich gelingt, 
weil sie wollen, dass sie gelingt. Und er tritt 
die Asylbewerberinnen und Asylbewerber 
mit Füßen, die diese Hilfe tagtäglich dankend 
annehmen, fleißig Deutsch lernen, Schu-

len besuchen, eine 
Ausbildung machen 
und - wenn sie dürfen 
und eine Arbeit ge-
funden haben - auch 
hier bereits arbeiten.  
Beispiele für gelun-
gene Integration gibt 
es in Freiberg genug, 
eins stand schon auf 
der nächsten Seite der 
Freien Presse am Frei-
tag. Aber nicht nur die 
„Mitlaufgelegenheit“, 

auch der Verein Freiberg.Grenzenlos, der Ar-
beitskreis Ausländer und Asyl, das Netzwerk 
der Diakonie, Pädagogen der Freiberger Kin-
dereinrichtungen, und Schulen, der Kinder-
schutzbund, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Mehrgenerationenhauses, der Freiberger 
Tafel, Sportgemeinschaften, Hannelore Loh-
se in ihrem „Stehaufmännchen“, Hunderte 
Freiwillige, ehrenamtliche Helfer und vor 
allem die Asylsuchenden selbst leben Integ-
ration in unserer Stadt. Wahrscheinlich sind 
diese Menschen zu bescheiden und zu leise. 

 ■ Wie vielen von Ihnen ist Herr Woidniok 
schon persönlich begegnet? 

 ■ Mit wie vielen hat er über ihr Schicksal 
bzw. über ihre Arbeit gesprochen? 

 ■ Wie hat er sich für die Integration bis-
her persönlich eingesetzt? 

 ■ Wie hat er versucht, die Schwierigkei-
ten, die es ganz klar gibt, mit aus dem 
Weg zu räumen?

Ich weiß es nicht, vielleicht kann 
er mir öffentlich antworten.  
Denn: „Wer etwas will, findet Wege. 
Wer etwas nicht will, findet Gründe.“ 

Rechtsanwalt jörg WoidnioK ist Amtsleiter im Freiberger Rathaus und Chef der  
CDU/RBV-Fraktion im mittelsächsischen Kreistag. holger reuter ist - ebenfalls im Freiberger 
Rathaus - Bürgermeister für Stadtentwicklung und Bauwesen und Chef des Freiberger Stadt-
verbandes der CDU. Beide - so scheint es zumindest - spielen sich gegenwärtig die Bälle auf 
strammen Rechtsaußen-Positionen gegenseitig zu. Nachdem Reuter sich kürzlich für eine 
Annäherung an die AfD und neue Allianzen „rechts der Mitte“ stark machte und auf die „Frei-
berger Thesen“ der CDU verwies, in denen ein sofortiger Aufnahmestopp von Flüchtlingen 
gefordert wird, legte Woidniok jetzt nach und fordert, Geflüchtete nach Syrien abzuschieben. 
Wir dokumentieren im folgenden die Presseerklärungen der Kreisvorsitzenden der LINKEN, 
MariKa tändler-Walenta und der stellvertretenden Landesvorsitzenden jana pinKa, mit denen 
sie schon am Tage des Erscheinens auf den Artikel „Asylsuchende: Kreistag-CDU macht 
Druck bei Rückkehr“ in der Freien Presse reagierten. Auszüge daraus und Wortmeldungen 
weiterer LINKER, wie Kornelia Metzing vom Arbeitskreis Ausländer und Asyl Freiberg sowie 
Peter Krause und david rausch aus der Kreistagsfraktion der LINKEN, wurden in mehreren   
Regionalausgaben der „Freien Presse“ veröffentlicht. (hw)
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strukturelle schwerpunkte des kreisverbandes der linken im zukunftsplan

Die Dezember-Ausgabe widmete 
sich vor allem zwei Themen: 

 ■ erstens der damals bevorstehen-
den Kreis- und Verwaltungsreform 
im Freistaat Sachsen mit Kreisge-
bietsneuordnungsgesetz und Ver-
waltungsneuordnungsgesetz sowie 
der von der Landtagsfraktion der 

LINKEN dazu gemachten Ände-
rungsvorschläge

 ■ zweitens einer kritischen Wertung 
der begonnenen Programmdiskus-
sion im neuen Regionalverband 
Döbeln, Freiberg, Mittweida, ge-
gründet am 27. Oktober 2007. 

Der neu gewählte Vorstand des Re-

unser blick geht zehn jahre zurück
die „linksworte“ im dezember 2007

chronik

gionalverbandes verständigte sich 
auf seiner Beratung im Dezember 
2007 auf folgende beiden Schwer-
punkte: 

 ■ die inhaltliche und organisatori-
sche Vorbereitung der Wahlen zu 
den neuen Kreistagen, der Landrä-
te und in vielen Fällen der Bürger-

meister am 08. Juni 2008.
 ■ die Beratung der einheitlichen Fi-
nanzplanung für 2008 einschließ-
lich der damit verbundenen Ent-
scheidungen zur Organisation der 
Arbeit im Regionalverband, was 
u.a. Geschäftsstellen, Internet, Zei-
tung und  nicht zuletzt das elektro-
nische Mitgliederprogramm betraf.

Vor mehr als zehn Jahren - Mitte Juni 2007 - vereinigten sich Linkspartei und 
WASG und gründeten eine neue Partei. In Sachsen waren parallel dazu die 
Weichen für eine „Verwaltungs-, Funktional- und Kreisgebietsreform“ gestellt. 
Mit weitreichenden Konsequenzen für die Struktur der Landkreise und damit 
auch der Kreisverbände. In Mittelsachsen begann alles mit der Arbeit einer 
Koodinierungsgruppe (gebildete aus Genossinnen und Genossen der drei 
Kreisverbände Döbeln, Freiberg und Mittweida sowie der WASG) ab Novem-
ber 2006. Diese Gruppe setzte ihre Arbeit bis Oktober 2007 - bis zur Grün-
dung des neuen Regionalverbandes der Linkspartei - fort. 
In einer kleinen Serie lassen wir die aktuellen Entwicklungen vor zehn Jahren 
und ihre Wiederspiegelung in den damaligen „LinksWorten“ Revue passieren. 
Heute zum Abschluss der Serie:  die Dezember-Ausgabe des Jahres 2007. 
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von unserem Leser peTer pöschmaNN,  
Döbeln

Der Kampf um die Ver-
hinderung von Kriegen 
auf der ganzen Welt 
und die Beseitigung 
von Armut überall, das 

könnte die einigende Kraft einer Op-
position aus SPD und LINKER im Bun-
destag sein. Die Schere zwischen Arm 
und Reich muss geschlossen werden!

Ganz allgemein müssen wir aufs Neue 
begreifen, was eine Partei ist, nämlich 
sie ergreift Partei für etwas und gegen 
etwas. Wir ergreifen Partei gegen das 
Finanzkapital  und die Kriegstreiber, 
für das Volk.
Das ist eine einfache Weisheit, sie ist 
einfach zu verstehen.

Die beiden grundsätzlichen Ziele 
des politischen Kampfes der Oppo-
sition, Frieden und soziale Gerech-
tigkeit, sind unangreifbar.

„Der Frieden ist nicht alles, aber ohne 
Frieden ist alle nichts“. (W. Brandt)

Frieden

Wie könnte das in der praktischen 
Parteiarbeit aussehen:

 ■ Ablehnung jeder kriegerischen 
Handlung der Bundeswehr im 
Ausland,

 ■  Verzicht auf die Teilhabe an der 
atomaren Rüstung

 ■ Verbot aller Kernwaffen
 ■ Beseitigung des US - Stütz-

punktes in Rammstein, dem 
„Zielfernrohr“   der NATO für ihre 
Fernwaffen.

Soziale Gerechtigkeit

Langfristiges Ziel ist die Einführung 
eines „Bedingungslosen Grundein-
kommens.“ (BGE) Diese komplexe 
soziale Maßnahme hat historischen 
Charakter, weil sie durch die Entwick-
lung der Produktivkräfte, (Mensch, 
Wissenschaft und Technik) objektiv 
notwendig wird. Die Industrie 4.0 wird 
zu einer massenweisen Umwandlung 
der Arbeitskräftestruktur führen und 
einen deutlich geringeren Arbeitskräf-
tebedarf hervorbringen. Die ersten 
Anzeichen sind in der Automobilindu-
strie zu sehen, wo die Einführung des 
abgasfreien Autos vor der Tür steht 
und punktuell schon begonnen hat. 
Die zukünftige Gewinnerwartung des 
Kapitals ist in der „sinkenden Profitra-
te“ (Karl Marx) zu suchen, weil immer 
weniger menschliche Arbeitskraft zur 
Herstellung einer Ware benötigt wird.

nach der wahl ist vor der wahl         teil -2-   

analyse

Die Vorsitzende des Kreisverbandes der mittelsächsischen LINKEN, MariKa 
tändler-Walenta, hat dem Kreisparteitag ein Diskussionspapier als mögliches 
Zukunftskonzept des Kreisverbandes der mittelsächsischen LINKEN vorgelegt. 
(Wir informierten in unseren Oktober- und November-Ausgaben). Im ersten Teil 
setzt sie die vier politischen Schwerpunkte Arbeitsmarkt und Altersarmut, dritte 
Generation Ost, Klein- und mittelständische Unternehmen sowie friedenspoliti-
sches Profil. Der zweite Teil des Zukunftsplanes steht unter dem Gesichtspunkt 
der strukturellen Schwerpunktsetzung. Diesen dokumentieren wir im folgen-
den. (Hervorhebungen durch die Redaktion).

Unser Kreisverband Mit-
telsachsen verfügt über 
17 Ortschaftsräte, 16 
Kreistagsmandate, 93 
Stadt- und Gemeinde-

mandate und über einen hauptamt-
lichen Bürgermeister. Zudem haben 
wir noch fünf Anlaufstellen im Kreis 
einschließlich der Kreisgeschäftsstel-
le. Gegenwärtig haben wir noch 565 
Genoss*innen im Kreisverband (Ende 
2015 618 Mitglieder). Im 15-Jahres-
Durchschnittsvergleich zum Landes-
verband liegt der Kreisverband mit 
-5,7% jährlichen Mitgliederschwund 
im generellen Trend in Sachsen 
(Landesverband Sachsen: -5,6%).  
  Die Ursache für 
den Mitgliederrückgang der letzten 
Jahre wird oft mit der hohen Anzahl 
an Verstorbenen in der Mitgliedschaft 
begründet. Aber auch Austritte und 
die Feststellung des Austrittes nach 
§3 Abs. 3 durch Nicht-Zahlung des 
Mitgliedsbeitrages sind als Einfluss-
größen zu benennen. Für uns ergibt 
sich dabei, dass die Zahl der Eintritte 
bei Weitem nicht die Zahl der Aus-
tritte/Verstorbenen auffängt. Auch 
wenn wir, wie zuletzt nach der Bun-
destagswahl 2013, einen leichten An-
stieg der Eintritte vorweisen können, 
bezieht sich dies überwiegend auf 
die städtischen Gebiete (bei uns wa-
ren es damals vier Eintritte von 120 
landesweit). Ein Problem liegt in der 
Nachbearbeitung (Nachfragen, Rück-
hohlgespräche) bei Austritten. Gleich-
zeitig müssen wir in Wahlkampfzeiten 
gezielt die Eintrittsfrage stellen, da die 
Politisierung der Wähler*innen dann 
sehr hoch ist. Aber auch die Anspra-
che neuer Mitglieder - auch außer-
halb von Wahlkämpfen - sowie Men-
schen durch aktive Ansprache in der 
Partei zu halten, fällt uns schwer. Die 
Zusammenarbeit mit Aktiven, gerade 
mit Nicht-Mitgliedern, nimmt nach 
den Wahlkämpfen meist ab, wodurch 
bei diesen der Eindruck entsteht, nur 
für Wahlkämpfe gebraucht zu werden.  
  Generell empfeh-
lenswert ist die Stärkung einer Will-
kommenskultur im Kreisverband z. B. 
durch ein Kreisverbands-Infobatt. Mög-
liche Strategien und Herangehenswei-
sen zur Mitgliedergewinnung und 
-haltung sollten in den kommenden 
zwei Jahren zentraler Ansatzpunkt 

unserer Kreispolitik sein, wobei die 
Mitgliedergewinnung als ein Quer-
schnittsthema zu betrachten ist. Da-
her schlage ich ganz konkret eine*n 
Kreismitgliederbeauftrage*n vor, 
welcher sich zum einen um die Neu-
eintritte und die erste Kontaktaufnah-
me kümmert als auch um Austrittser-
klärungen und deren Nachbereitung. 
  2019 wird für 
uns ein intensives Jahr, weil wir neben 
den Kommunalwahlen auch wieder 
Landtags- und Europawahlen haben. 
Das Ziel des Kreisverbandes ist es bis 
dahin, durch aktive politische Ausei-
nandersetzung im Landkreis Mittel-
sachsen möglichst viele Menschen für 
die Partei DIE LINKE zu aktivieren und 
zu begeistern. Dies geht nur, wenn wir 
solidarisch und geschlossen auftreten, 
mögliche Diskrepanzen klar formulie-
ren und uns in den entsprechenden 
Gremien austauschen Ein Vorschlag 
diesbezüglich ist eine verbesser-
te Vernetzung der Mitglieder, die 
kommunale Mandatsträger sind. 
Dies betrifft die Oberbürgermeister, 
die Stellvertreter und mögliche Bei-
geordnete, Schatzmeister usw. Über 
einen gezielten Austausch muss es 
uns möglich sein, zum einen uns 
gegenseitig zu organisieren und 
des weiteren nach außen als aktive 
Politiker*innen sichtbar zu werden.  
  Der zunehmende 
Rückgang von Strukturen führt auch 
dazu, dass wir immer mehr Aufga-
ben auf zu wenigen Schultern vertei-
len. Problematisch ist vor allem die 
Kandidat*innensuche für kommu-
nale Mandate. Gelingt es uns gegen-
wärtig noch gut Kandidat*innen für 
den Kreistag zu finden, hatten wir bei 
den vergangenen Stadt- und Gemein-
dewahlen erhebliche Schwierigkeiten. 
In manchen Gemeinderäten waren wir 
über viele Jahre mit einem Mitglied 
vertreten nur ist es uns nicht gelun-
gen, gezielt Nachfolger*innen aufzu-
bauen. Dies ist nicht nur auf uns als 
Partei zurückzuführen, sondern finden 
sich auch strukturelle Probleme vor 
Ort, die die Menschen zum Abwan-
dern veranlassen. Konkret schlage ich 
daher vor, über sogenannte ‚offene 
Listen‘ bereits jetzt gezielt Menschen 
für den Gemeinde- oder Stadtrat an-
zusprechen. Dies kann allerdings nur 
durch den Kreisverband unterstützt 

Nun ist aber die menschliche Arbeits-
kraft die eigentliche Quelle des Profites 
gewesen, die nun objektiv weniger wird. 
Manche, auch bürgerliche, Ökonomen 
behaupten, dass das BGE das existen-
zielle Überleben der Kapitalistenklasse 
sichert.
Dieses Thema bedarf einer umfassen-
den Vorbereitung, weil das in seiner 
Bedeutung gleichzusetzen ist mit der 
Abschaffung der Sklaverei, der Leibei-
genschaft, der „Lohnsklaverei“ allge-
mein und damit in eine sozialistische 
Zukunft weist, von der Karl Marx sagt:
„Wir wollen die bürgerliche Gesellschaft 
ersetzten durch eine Assoziation freier 
Bürger, in der die Freiheit des Einzelnen 
die Voraussetzung für die Freiheit aller 
ist!“

Die SPD und die LINKE haben sich die 
Errichtung eines „Demokratischen So-
zialismus“ zum Ziel gestellt. 

Mit dem BGE könnte man einen solchen 
Ziel näherkommen, wie

 ■ Verteilung des gesellschaftli-
chen Reichtums von oben nach 
unten,

 ■ Beseitigung von Armut,
 ■ Chancengleichheit in Bildung, 

Beruf und medizinischer Ver-
sorgung.

Mit einem Wort, die Losung der Großen 
Französischen Revolution: „Liberte, 
Egalite, Fraternite“ könnte nach über 
200 Jahren erneut aufgegriffen und 
zum Inhalt der politischen Arbeit wer-
den.
In der Öffentlichkeitsarbeit müssen wir 
mehr Demokratie wagen, d. h. durch 
Volksentscheide o.ä. außerhalb der 
parlamentarische Praxis die Massen 
mobilisieren.

Nicht zuletzt ist weiterhin die Frage 
zu beantworten, ob das Grundgesetz 
von 1949 noch der politischen Realität 
entspricht, weil genau dieses Grund-
gesetz nach der Wiedervereinigung 
Deutschlands nach § 146 eine neue 
Verfassung in Aussicht gestellt hätte. 

Anschließend schreibt peter 
pöschMann: „Mit der AfD gibt es eine 
neue parlamentarische Kraft, die sich 
z. B. in Sachsen trotz eines massiven, 
antidemokratischen Störfeuers als 
stärkste Partei durchgesetzt hat. ... 
Sie ist mit uns in der Opposition und 
damit potentieller Verbündeter im 
Kampf gegen die herrschende Klas-
se.  ...“
Eine Auffassung, der man sich 
nach Meinung der Redaktion als 
LINKER nicht anschließen kann.

werden, die eigentliche Ansprache 
muss bereits jetzt in den Städten und 
Kommunen beginnen. Um diesem An-
liegen zu unterstützen, wird eine kleine 
Broschüre erarbeitet, die im Allgemei-
nen über die Tätigkeit im Gemeinde- 
und Stadtrat informiert und über unse-
re linke Politik im Speziellen.
Die Kooperation zwischen Kreis-
verband und Kreistagsfraktion 
muss intensiviert werden. Dazu soll 
es einen entsprechenden Austausch 
in den jeweiligen Gremien geben. Ein-
zelne politische Themen, welche für 
uns von Bedeutung sind, müssen unter 
Einbeziehung unserer Landtagsabge-
ordneten abgestimmt und politisch 
bearbeitet werden. Dazu bietet der 
Kreistag als berufene Vertretung der 
Bürger*innen im Landkreis verschie-
dene Instrumente an. Auch durch die 
Unterstützung vom Landesverband, 
von der Landtagsfraktion und den 
Regionalmitarbeiter*innen sollten es 
uns möglich sein, gemeinsam einen 

politischen Halbjahresplan vorzulegen, 
der uns ein abgestimmtes politisches 
Agieren ermöglicht.
Die für den Kreisverband Mittelsach-
sen gesetzten thematischen Schwer-
punkte

 ■ Arbeitsmarkt und Altersarmut
 ■ Dritte Generation Ost
 ■ Klein- und mittelständische 

Unternehmen 
 ■ Friedenspolitisches Profils

beinhalten dabei neben der parla-
mentarischen Arbeit, vor allem die 
Wahrnehmung der Partei vor Ort durch 
bestimmte Aktionen und öffentliches 
Wirken. Um diese Aktivitäten sichtbar 
zu machen, benötigen wir zudem in 
der Kooperation mit Kreis-, Land- und 
Bundesebene bestimmte Veranstal-
tungsformate, die für die Bürger*innen 
einladend und von Interesse sind. Dies 
schließt letztendlich ein Konzept der 
Öffentlichkeitsarbeit ein.

kreisvorsitzende marika TäNDler-waleNTa auf tour

Unser Foto zeigt die mittelsächsische Kreisvorsitzende der LINKEN, mari-
ka TäNDler-waleNTa während ihres Gastbeitrages auf dem Stadtparteitag 
in Chemnitz am 25.November. Dabei hat sie das Zukunftspapier von Mit-
telsachsen vorgestellt und für eine intensivere Zusammenarbeit geworben. 
Am 21.November war Marika war sie Gast des Ortsverbandes Waldheim 
und konnte mit eyk fechNer gleich einen neuen Mitgliederbeauftragten für 

den Kreisverband gewinnen.

„Freie Presse“, Aus-
gabe Rochlitz vom 
30.11.: Im Rahmen der 
Aktion „Leser helfen“ 
engagiert sich auch DIE 
LINKE aus Geringswal-
de. Ortsvorsitzender 
und Stadtrat Robert 
Sobolewski verkaufte 
auf dem Weihnachts-
markt süße Leckereien 
für einen guten Zweck. 



kreisvorstand aktuell
unsere jubilare

all unseren genossinnen und genossen mit runden und halb-
runden geburtstagen sowie unseren hochbetagten geburts-
tagskindern gratulieren wir hiermit ganz herzlich !

im januar 2018 wird aus diesem anlass gefeiert bei: 
 
  
   herberT erler  geb. am 02.01.1928, in Freiberg
   reNaTe wiNkler     geb. am 07.01.1936, in Mittweida
   berNharD JäNcheN  geb. am 08.01.1935, in Burgstädt
   chrisTa zimmermaNN  geb. am 09.01.1931, in Waldheim
   helga klaus  geb. am 14.01.1931, in Freiberg
   iNgeburg müNch  geb. am 14.01.1930, in Lichtenau
   richarD bochmaNN  geb. am 16.01.1934, in Mulda
   elke häNDler  geb. am 16.01.1948, in Waldheim
   aNNa maTThes  geb. am 18.01.1919, in Waldheim
   uwe sTrauss  geb. am 18.01.1958, in Flöha
   haNs-holger zimmer  geb. am 19.01.1953, in Waldheim
   berND schNeiDer  geb. am 20.01.1948, in Brand-Erbisdorf 
   mariaNNe fichTNer  geb. am 21.01.1929, in Rochlitz
   mariaNNe möller  geb. am 21.01.1936, in Waldheim
   karl-heiNz meiNig  geb. am 22.01.1948, in Freiberg
   haNs-gerD karbe  geb. am 23.01.1937, in Döbeln
   heiNrich schuberT  geb. am 23.01.1926, in  Freiberg
   DieTer ahlbrechT  geb. am 25.01.1932, in Freiberg
   karl heiNrich  geb. am 25.01.1930, in Freiberg
   DieTer kampraD  geb. am 25.01.1958, in Hainichen
   eDiTh mehNerT  geb. am 28.01.1927, in Hainichen
   maNfreD NiTzsche  geb. am 30.01.1953, in Hartha
   karla böhme  geb. am 30.01.1938, in Freiberg
   eva JahN   geb. am 30.01.1938, in Oederan
   klaus buhrig  geb. am 31.01.1943, in Claußnitz
   gerharD voigTmaNN  geb. am 31.01.1927, in  Augustusburg 

Der Kreisvorstand führte am 21. November im Bür-
gerbüro Döbeln seine planmäßige Sitzung durch. Es 
wurden folgende Schwerpunkte beraten:

 ■ Es wurden die regionalen Zuständigkeiten 
der Vorstandsmitglieder für die Ortsverbände 
bzw. die thematische Sprecherbereiche der 
Vorstandsmitglieder festgelegt. In diesem 
Zusammenhang wurde darüber informiert, dass 
Genosse eyK Fechtner künftig als Mitgliederbe-
auftragter des Kreisverbandes tätig sein wird. 

 ■ Der Kreisvorstand nahm eine abschließende 
Information über die Finanzierung des Bundes-
tagswahlkampfes entgegen und bestätigte den 
Finanzplan für 2018.  

 ■ Es wurde eine Auswertung des Landespartei-
tages vorgenommen. Bereits jetzt müsse die 
volle Aufmerksamkeit des Landesverbandes 
auf erfolgreiche Landtagswahlen im Jahr 2019 
gerichtet werden. Für den Kreisverband steht 
die Vorbereitung auf die Kommunalwahlen im 
gleichen Jahr im Mittelpunkt. Dazu sind auf ei-
nem Kreisparteitag die Schwerpunkte zu setzen. 

 ■ Die Kreisvorsitzende MariKa tändler-Walenta 
informierte als Mitglied des Bundesvorstandes 
über eine am gleichen Tag durchgeführte Tele-
fonkonferenz zur aktuellen politischen Lage. Mit 
Bedauern wurde der Rücktritt des Bundesge-
schäftsführers und -wahlleiters Matthias höhn 
zur Kenntnis genommen.   

 ■ Es wurde die Perspektive des Bürgerbü-
ros Rochlitz nach dem Ausscheiden jörn 
Wunderlichs aus dem Bundestag besprochen. 
(Anmerkung der Redaktion: nach der Beratung 
gab es dazu eine für den Kreisverband sehr 
positive Lösung: Der Bundestagsabgeordnete 
Michael Leutert übernimmt und finanziert das 
Bürgerbüro künftig). 

 unsere jubilare im januar

Die ursprünglichen 
Wurzeln der 
„Neuen Rechten“ 
liegen in 
Frankreich, wo 
sich mit GRECE 

(Groupement de Recherche et 
d’Etudes pour la Civilisation 
Européenne/Forschungs- und 
Studiengruppe für die europäische 
Zivilisation) 1967/68 eine erste 
Struktur der so genannten Nouvelle 
Droite (Neue Rechte) bildete, 
nachdem in Frankreich die „Alte 
Rechte“ gescheitert war. Daran 
orientiert, entstand auch in der 
alten Bundesrepublik die Neue 
Rechte als geistig-politische 
Strömung in den 1970er Jahren in 
Abgrenzung zu der am Faschismus 
ausgerichteten „Alten Rechten“ 
(wofür etwa die NPD stand) und 
sah sich wie in Frankreich bewusst 
als Gegenkraft zur „Neuen Linken“ 
der Anti-Vietnamkriegs- und 
Studentenprotestbewegung der 
späten 1960er Jahre. 

aktivitäten und personen

In den ersten Jahren beschränkte 
sich die Neue Rechte auf einzelne 
Aktivitäten und Personen, die noch 
wenig öffentliche Aufmerksamkeit 
erfuhren. So verschwand auch die 
1972 von der NPD abgespaltene 
„Aktion Neue Rechte“ bald wieder in 
der Bedeutungslosigkeit. Nach der 
Wiedervereinigung Deutschlands 
entwickelte sich im Windschatten 
der nationalen Euphorie ein 
Netzwerk neurechter Vereine, 
Medien und Institutionen, womit es 
der „Neuen Rechten“ in der Folgezeit 
gelang, breiter in die Öffentlichkeit 
zu kommen. Insbesondere gehören 
dazu:

	die überregionale Wochenzeitung 
„Junge Freiheit“ mit Hauptsitz 
in Berlin, 1986 gegründet von 
Dieter Stein, bis heute deren 
Chefredakteur;

	das private „Institut für 
Staatspolitik“ mit Sitz im 
Rittergut Schnellroda (Sachsen-
Anhalt), die „Denkfabrik“ der 
Neuen Rechten, im Mai 2000 
gegründet von Götz Kubitschek 
und Karlheinz Weißmann (gilt als 
Vordenker der Neuen Rechten); 

	der Verlag Antaios als 
„Hausverlag“ des „Instituts für 
Staatspolitik“, seit 2000 geleitet 
vom neurechten Publizisten und 
Politaktivisten Götz Kubitschek, 
der u.a. im April 2015 als Redner 

bei Pegida in Dresden auftrat; 
die Zeitschrift „Sezession“, 
herausgegeben vom „Institut 
für Staatspolitik“, ebenfalls von 
Götz Kubitschek geleitet. 

Wegen innerer Differenzen hat 
sich Weißmann aus dem „Institut 
für Staatspolitik“ und aus der 
Redaktion der Zeitschrift „Sezession“ 
verabschiedet. Weitere nennenswerte 
Aktivitäten aus dem neurechten 
Spektrum waren: 

	das seit 2004 betriebene 
Internetportal „Politically 
Incorrect“, das sich in seiner 
Selbstdarstellung gegen eine 
befürchtete „Islamisierung“ 
Europas richtet und sich nach 
seinem Selbstverständnis als 
pro-amerikanisch und pro-
israelisch sieht;

	das 2010 erschienene Buch von 
Thilo Sarrazin (Mitglied der SPD) 
„Deutschland schafft sich ab“, 
das er deutschlandweit in einer 
Vielzahl von Versammlungen 
vorstellte;

	das seit 2010 erscheinende 
Magazin „Compact“ (nicht 
zu verwechseln mit dem 
gesellschaftskritischen Netzwerk 
Campact!), Redaktionssitz 
Leipzig, mit Jürgen Elsässer als 
Chefredakteur, das sich seit 
2015 als Sprachrohr der AfD 
betätigt;

	das in Chemnitz seit 2004 
erscheinende Jugendmagazin 
„Blaue Narzisse“ mit 
Internetauftritt, dass sich an 
ein jüngeres Publikum richtet 
und mit niedrigschwelligen 
Angeboten einen Einstieg zu den 
zentralen Themen der Neuen 
Rechten bietet. 

Mit der Gründung der AfD im Februar 
2013 formierte sich eine vom 
Neonazismus formal abgrenzende 
Partei, die den vorhandenen 
geistigen Nährboden der Neuen 
Rechten nutzen konnte und auch 
zentrale Themen der Neuen Rechten 
in ihrer Politik vertritt. 

themen und ziele

Unter Rückgriff auf Ideologiemuster 
der „Konservativen Revolution“ 
aus den 1920er Jahren, die zu 

den geistigen Wegbereitern des 
Nazismus gehörten, ist die Neue 
Rechte bestrebt, eine vollständige 
Rückabwicklung der über die 
letzten Jahrzehnte entstandenen 
modernen, offenen Gesellschaft 
voranzutreiben. Es geht darum, die 
kulturelle Revolution, die in den 
entwickelten Ländern im späten 20. 
Jahrhundert stattgefunden hatte, 
wieder rückgängig zu machen: die 
veränderte Stellung der Frau in 
der Gesellschaft, ein neues Ehe- 
und Familienbild, Umgang mit 
Homosexualität, die Reform des 
Abtreibungsparagrafen und die 
Geburtenkontrolle u.a.m. 

In seiner Kampfschrift „Gegen 
die Liberalen“ von 1988 erklärte 
der Chronist der „Konservativen 
Revolution“ Armin Mohler den 
Liberalismus zum „Feind Nr. 1“. 
Damit war nicht etwa die FDP 
gemeint, sondern die liberale, 
offene, demokratische Gesellschaft. 
Die Kulturelle Gegenrevolution der 
Neuen Rechten richtet sich „gegen 
die Werte der Aufklärung, gegen die 
Werte der Französischen Revolution. 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit 
– jeder dieser Gedanken, umso 
mehr, wenn er auf ganz Europa 
oder gar auf die Weltgesellschaft 
angewandt werden soll, ist den 
radikalen Rechtsdenkern zuwider. 

unsere serie zur politischen bildung und information          

Von der universellen Geltung der 
Menschenrechte halten sie folglich 
auch nichts.“ (Bednarz/Giesa)

Mit der Forderung, endlich die 
Political Correctness (Politische 
Korrektheit) zu beenden, wird von 
der Neuen Rechten der Versuch 
unternommen, nationalistische, 
antiliberale und antidemokratische 
Positionen wieder gesellschaftsfähig 
zu machen. Das Ringen um 
eine kulturelle Hegemonie für 
völkische Ideen wird zum Kampf 
um Meinungsfreiheit stilisiert. 
Nach dem Motto „Das wird 
man wohl noch sagen dürfen!“, 
sollen völkisch-nationalistische 
Ansichten legitimiert werden, denn 
schließlich habe man sich ja vom 
Nationalsozialismus distanziert. In 
Anlehnung an die Ideenwelt von 
Carl Schmitt, dem „Kronjuristen 
des Dritten Reiches“ soll neben 
den Rechtsnormen der Verfassung 
eine Verfassungswirklichkeit bzw. 
politische Kultur etabliert werden, in 
der neurechte Gesellschaftsideale 
einen festen Platz finden sollen. 

Gerade deshalb muss es zum Kern 
der Demokratie gehören, „die 
politischen und rechtlichen Grenzen 
des Sagbaren zu definieren, 
um ihren eigenen Bestand zu 
garantieren“ (Salzborn) und um eine 
demokratische politische Kultur zu 
ringen. 

Eine zentrale Säule neurechter 
Ideologie ist der Ethnopluralismus: 
Die Völker werden als ethnisch und 
kulturell homogene Gemeinschaften 
angesehen, die separat voneinander 
leben, sich nicht vermischen sollen 
und vor Überfremdung geschützt 
werden müssen. Es wird davon 
ausgegangen, dass Menschen 
immer einem Volk mit einer 
bestimmten Kultur angehören und 
diese Kulturen grundverschieden 
sind. Die unterstellte Ungleichheit 
der Völker wird als naturgegeben 
angenommen, sie wird jetzt nicht 
mehr wie in der Naziideologie 
rassistisch , sondern ethnisch-
kulturell begründet. Gleichwohl 
wird das als ein Versuch 
angesehen, „einen vermeintlich 
entbiologisierten Rassismus zu 
etablieren.“ (Bruns/Glösel/Strobl)

Damit verbunden wird versucht, die 
völkische Ideologie zu reaktivieren, 
die einst zu den geistigen 
Fundamenten der Naziideologie 
gehörte. Es wird davor gewarnt, 
dass die „Volkssubstanz“ durch 
Überfremdung gefährdet sei, ja 
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sogar die Gefahr des Aussterbens des deutschen 
Volkes bestehe (Sarrazin, Deutschland 
schafft sich ab). Den alten Nazibegriff von der 
„Volksgemeinschaft“ lässt man wieder aufleben, 
eine „Gemeinschaft“, aus der offensichtlich alle 
Menschen ausgeschlossen sind, die nicht zum 
ethnisch-kulturell definierten Volk gehören. 
Das Bundesverfassungsgericht hat dazu 
Anfang 2017 festgestellt: „Dieses politische 
Konzept missachtet die Menschenwürde aller, 
die der ethnischen Volksgemeinschaft nicht 
angehören, und ist mit dem grundgesetzlichen 
Demokratieprinzip unvereinbar.“

Zum Projekt der kulturellen Gegenrevolution 
und dem erklärten Ziel der Schaffung einer 
„selbstbewussten Nation“ gehört auch die 
Umdeutung und Umschreibung der deutschen 
Geschichte, insbesondere der Zeit des Faschismus. 
Während Bundespräsident Weizsäcker 1985 
in seiner Rede den 8. Mai 1945 als „Tag der 
Befreiung vom menschenverachtenden System 
der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft“ 

bezeichnete, erschien zehn Jahre später im April 
1995 in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
ein Aufruf neurechter Intellektueller mit der 
Intension, die Deutschen zu Opfern umzudeuten 
und die Verantwortung für den Faschismus 
klein zu reden. Seither sind die Neuen Rechten 
weiter bestrebt, „den Nationalsozialismus… zu 
bagatellisieren, sein in Begriffen geronnenes 
Weltbild zu verharmlosen…, dann eröffnet 
sich damit die Möglichkeit, eben jene Begriffe 
in der Gegenwart zu verwenden und mit ihm 
verbundene Konzepte wie das der völkisch-
repressiven ,Volksgemeinschaft’ zunächst 
wieder verbal zu reanimieren, um es dann auch 
umsetzen zu können.“ (Salzborn) 

das konservative schützen

Liane Bednarz, eine bekennende Konservative, 
die sich in Publikationen mit der Neuen Rechten 
auseinandergesetzt hat, ruft dazu auf: „Das 
Konservative muss vor den Rechten geschützt 
werden. Die Neue Rechte beansprucht das 

Konservative für sich, um bei den Bürgern zu 
punkten. Die wahren Konservativen dürfen ihnen 
nicht das Spielfeld überlassen, sondern müssen 
ihre Geisteshaltung retten.“

 
Weiterführende Literatur:

	Liane Bednarz/Christoph Giesa: Gefährliche 
Bürger. Die Neue Rechte greift nach der Mitte, 
Hanser Verlag 2015.

	Bruns/Glösel/Strobl: Rechte Kulturrevolution. 
Wer und was ist die Neue Rechte von heute?, 
VSA Verlag Hamburg 2015. 

	Volker Weiß: Die autoritäre Revolte. Die Neue 
Rechte und der Untergang des Abendlandes, 
Klett-Cotta 2017. 

	Samuel Salzborn: Angriff der Antidemokraten. 
Die völkische Rebellion der Neuen Rechten, 
Beltz Juventa 2017. 
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dezember 2017

11.12. 19 Uhr  Sitzung des Kreisvorstandes
   Freiberg, Kreisgeschäftsstelle,  
   Lange Straße 34

13.12. 17 Uhr  Besuch des Landtages auf Einladung von 
   aNTJe feiks und JaNa piNka

januar 2018

14.01. 09:30 Uhr  Luxemburg-Liebknecht-Ehrung
   Berlin-Friedrichsfelde

17.01. 18:00 Uhr  Sitzung des Kreisvorstandes
   Freiberg, Kreisgeschäftsstelle,  
   Lange Straße 34

termine & querbeet

Dezember 201712

Liebe Leserinnen und Leser,
 

und wieder geht ein Jahr zu Ende. Der Kreisvorstand der  
LINKEN und unsee Redaktionskollektiv wünschen allen un-
seren Leserinnen und Lesern ein gesundes und glückliches Jahr 
2018. Möge es ein erfolgreiches Jahr für die LINKEN werden! 
Wir bedanken uns bei allen, die durch ihre Spende für unsere 

„LinksWorte“ das Erscheinen auch in Zukunft sichern.   

 mit JaNa piNka gemeiNsam ins theater

Anfang September hatte ich die Idee, kulturinteressierten Menschen, die sich in einer 
prekären Lebenssituation befinden, einen kostenlosen Theater- bzw. Konzertbesuch zu 
ermöglichen. Insgesamt werden bis zum 20. Dezember mehr als 80 Interessenten die-
ses Angebot genutzt haben. Dabei waren die jüngsten Gäste fünf Jahre und die ältesten 
bereits im fortgeschrittenen Rentenalter. Die Vorstellung „Der Kredit“ am 8. Dezember 
nahm ich zum Anlass, um ein Resümee dieser besonderen und erstmaligen Aktion zu 
ziehen: Ich wollte zum Einen und hauptsächlich erreichen, dass sozial benachteiligte 
Menschen in den Genuss eines Theaterbesuchs kommen. Für mich war es andererseits 
aber auch sehr wichtig, das Motto der diesjährigen Spielzeit ̀ GEMEINSAM` wörtlich zu 
nehmen. Deshalb habe ich - bis auf zwei Ausnahmen - gemeiNsam mit den Gästen die 
Vorstellungen besucht und dabei sehr aufgeschlossene Menschen kennenlernen dürfen.  
Da sich die Interessenten persönlich bzw. telefonisch bei uns im Bürgerbü-
ro angemeldet haben, konnte sich meine Mitarbeiterin kersTiN ufer häu-
fig sehr intensiv mit Ihnen unterhalten. Sie sprachen mit ihr über die 
unterschiedlichsten Lebenssituationen, über ihre Schicksale, Probleme, Be-
dürfnisse und Wünsche. Es entstanden sogar weitere und bleibende Kontakte.  
Als besonders positiv haben wir es empfunden, dass Menschen verschiedener Natio-
nalitäten GEMEINSAM in den Genuss der Aktion kommen konnten. So erlebten bei-
spielsweise auch einige Flüchtlinge das Sinfoniekonzert und die „9 blauen Nächte“ im 
November. Und sie waren genauso begeistert, wie die deutschen Freikarten-Gäste.“

Zur Festveranstaltung anlässlich der Verleihung des „Sächsischen Integrations-
preises“ kam es zu einem Treffen der „Mitlaufgelegenheit Freiberg“ (hier nehmen 
viele sportbegeisterte in der Bergstadt lebende Flüchtlinge teil)  mit dem Fraktions-
vorsitzenden der LINKEN, rico gebharDT, MdL Dr. JaNa piNka, Integrationsministe-
rin peTra köppiNg, Landtagspräsident Dr. maTThias rössler und dem Sächsischen 
Ausländerbeauftragten geerT mackeNroTh.                                              Foto: Landtag


